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Vorwort zur deutschen Ausgabe

Ich freue mich, dass ich mein Buch, das auf Französisch bereits 1997 er-
schienen ist, nun den deutschen Lesern vorstellen kann. Für die vorliegen-
de Ausgabe, die weniger umfangreich ausfallen, aber auch dem zeitlichen 
Abstand Rechnung tragen sollte, haben wir nur einen Teil der Beiträge aus 
der Originalfassung berücksichtigt. Wir haben uns aber bemüht, den Auf-
bau und damit zugleich die mit diesem Werk verbundene Absicht beizube-
halten. Die nicht aufgenommenen Texte waren teils ergänzende Zusätze, 
teils schon in anderen Bänden oder in Zeitschriften auf Deutsch veröffent-
licht worden, oder aber es waren erste Entwürfe von Untersuchungen und 
Thesen, die ich zwischenzeitlich weiter ausarbeiten konnte (einige wurden 
bereits vom selben Verlag in deutscher Übersetzung herausgebracht*). Ich 
glaube deshalb sagen zu können, dass diese deutsche Fassung die Absich-
ten, Ansprüche und Grenzen, die mit der Entstehung des Ganzen (in den 
Jahren 1983 bis 1996) verbunden waren, getreu widerspiegelt.

Das war mir wichtig, weil der Band damit den Augenblick eines Über-
gangs zwischen zwei Perioden meiner Arbeit repräsentiert: eines Über-
gangs, der durch eine Verschiebung meiner Interessen sowohl auf dem Ge-
biet der Politik wie auch auf dem der Werkinterpretation gekennzeichnet 
ist. Ich habe zwar entsprechend dem Vermächtnis Althussers nicht auf-
gehört, ausgehend von Marx, aber auch gegen ihn, einen Problemhorizont 
zu entfalten, der die konkreten Fragen von Freiheit und Gleichheit in der 
Welt von heute zu untersuchen erlaubt. Ich habe aber auch mehr und mehr, 
angeregt von Freud und Spinoza, das Studium der politischen Formen 
ökonomischer Herrschaft (die Marx im »Kapital« meist hegelianisch als 
die spezifi schen »Herrschafts- und Knechtschaftsverhältnisse« im Über-
bau und in den Klassenkämpfen der kapitalistischen Produktionsweise be-
zeichnet) mit dem der individuellen und kollektiven Vorgänge verknüpft, 
die sich auf einem »anderen Schauplatz« abspielen, wobei sie nicht nur von 
der Ideologie bestimmt werden, sondern vor allem von den Identifi kations-
(oder »Gemeinschafts«-)Effekten und von der Gewalt ihres Unbewussten 
(die Freud mit dem mythischen Begriff »Todestrieb« bezeichnete).

Gegenüber einer linearen Geschichtsdarstellung, die uns erlaubt, in der 
einen oder anderen Form das »Ende« der Geschichte vorwegzunehmen, 
habe ich mich damit bewusst in einen andauernden Zustand der theo-
retischen Instabilität oder, anders gesagt, der Aporie im Sinne der grie-

*  Siehe den Band »Sind wir Bürger Europas?«, Hamburger Edition 2003.



8

chischen Philosophie versetzt. Es ging mir darum, dem Beispiel anderer 
zeitgenössischer Philosophen folgend, aber nach meiner eigenen Methode 
die Auswirkungen der Anomalie und der Katastrophe, der Ausnahme und 
des Unvorhersehbaren ins Zentrum der politisch-anthropologischen Re-
fl exion zu stellen, ohne dabei auf eine rationale Analyse der Formen zu 
verzichten, in denen sich die Geschichte vollzieht. Ich hoffe gezeigt zu 
haben, dass dieser Ansatz triftig ist, wenn man ihn auf den Rassismus, den 
Nationalismus und die Grenze bezieht, drei Phänomene, die jeweils einen 
Prüfstein für ein von den aktuellen Widersprüchen ausgehendes Nachden-
ken über ein künftiges Staatsbürgertum bilden. Ebendeshalb müssen wir 
die Vergangenheit und die theoretischen Werkzeuge, die sie uns hinterlässt, 
neu interpretieren.

Das Buch ist (wie in der Originalversion) in drei Teile gegliedert. Im 
zentralen mittleren Teil (»Die Suche nach der Ideologie im Marxismus«) 
bediene ich mich der Instrumente historischer Epistemologie, um einmal 
mehr die Paradoxien der Entwicklung und Verwendung des Ideologie-
begriffs bei den Begründern des Marxismus zu erörtern. Dieser Teil meines 
Buches (der chronologisch am Anfang stand) ist in Wirklichkeit eine ein-
zige, kontinuierliche und relativ selbständige Arbeit (die allerdings um ein 
Kapitel gekürzt wurde). Es steht mir natürlich nicht zu, über ihren Wert zu 
befi nden und zu behaupten, dass sie vor dem Urteil der Zeit Bestand haben 
wird; ich darf aber sagen, was in meinen Augen ihre Originalität ausmacht. 
Statt die Grenzen dieses Begriffs von außen zu bestimmen (oder gar zu 
kritisieren), wie es die Philosophen so häufi g getan haben, oder ihm un-
ter gleichem Namen einen anderen zu unterschieben (was im Grunde das 
Unternehmen Althussers war), habe ich versucht, die mit ihm verbundene 
Aporie bereits an seiner Defi nition aufzuzeigen: in seinen konstitutiven 
Fragwürdigkeiten (der Vorstellung von einer »Ideologie der herrschen-
den Klasse«, der keine »Ideologie der beherrschten Klasse« entspricht), 
in seinen symptomatischen Schwankungen (besonders was das Schillern 
zwischen »Ideologie« und »Weltanschauung« betrifft) und in deren Ver-
hältnis zur zeitgenössischen Politik (der »Partei«-Frage). Ich glaubte, dass 
ich zwei neuralgische Punkte identifi zieren konnte. Der eine betrifft die 
entscheidende Probe, auf die der Begriff der »herrschenden« Ideologie 
durch die Verwandlung der Klassenkämpfe in Massenbewegungen (oder, 
wenn man so will, durch ihre kollektive »Subjektivierung«) gestellt wird; 
der andere die Umkehrung des philosophischen Wahrheitsproblems, das 
von einem metaphysischen Standpunkt der Ewigkeit und Unveränderlich-
keit (oder, was im Grunde nichts anderes ist, der Entwicklung und des 
Fortschritts) zu einem pragmatischen Standpunkt des Ereignisses, seiner 
Bedingungen und seiner situationsbedingten Wirkungen überwechselt. 
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Wir müssen diese zwei Probleme irgendwann einmal gesondert aufgreifen 
und über die ihnen von Marx verliehene Form hinaus nach ihrer inneren 
Beziehung fragen.

Neben dieser zentralen Ausführung, die gewissermaßen die »Vergan-
genheit« oder »Hinterlassenschaft« meiner Arbeit repräsentiert (ohne die 
es keine Gegenwart gäbe …), widmen sich der erste und der dritte Teil des 
Bandes in zwei komplementären Richtungen der Untersuchung dessen, 
was ich einen »kritischen« Begriff von Politik nennen möchte (und wovon 
ich im einleitenden Kapitel »Drei Begriffe von Politik: Emanzipation, Ver-
änderung, Zivilität« eine systematische Darstellung zu geben versuche).

Die unter dem Titel »Formen der Modernität: Volk – Staat – Revolu-
tion« zusammengestellten Versuche entwerfen eine Genealogie der Begrif-
fe »Massen«, »Volk« und »Grenze« in einigen Gründungstexten der klas-
sischen Philosophie (Spinoza, Rousseau und Kant, Fichte), die jeweils auf 
ihre Weise, in ihrer Unterstellung unter die »Anrufung« einer besonderen 
Situation, die Ambivalenz des Gemeinwesens als historischer und tran-
szendentaler Kategorie aufgezeigt haben. Diese Autoren gehören zu den 
Begründern einer modernen, säkularen oder säkularisierten Darstellung 
der politischen Gesellschaft, deren utilitaristische, kontraktualistische, 
teleologische und organizistische Komponenten sie jeweils unterschied-
lich akzentuiert haben. Ich denke aber auch, dass sie bereits (mit Derrida 
gesprochen) ihre ursprüngliche »Dekonstruktion« bewirkt haben – zu-
mindest dann, wenn man ihre Argumente beim Wort zu nehmen weiß. 
Die tendenzielle Umkehrbarkeit der Konzeptualisierungen der klassischen 
»bürgerlichen« Philosophie (von denen die Mannigfaltigkeit ihrer späte-
ren Verwendungen, auch im Marxismus, beredtes Zeugnis ablegt) müsste 
zweifellos mit der Interdependenz oder Dialektik in Beziehung gesetzt 
werden, die im modernen Denken zwischen Staat und Revolution besteht 
und die jeden dieser Begriffe zur »Negation«, aber auch zum blinden Fleck 
des jeweils anderen macht – auch dies ein allgemeines Problem, auf das ich 
irgendwann zurückkommen muss.

Der dritte Teil schließlich (»Der andere Schauplatz: Gewalt – Grenze – 
Universalität«) enthält Überlegungen, die sich in der Gegenwart auf die 
Voraussetzungen eines neuen Begriffs von Bürgerschaft beziehen. Wie in 
anderen aktuellen oder in der jüngsten Vergangenheit entstandenen Ver-
suchen gehe ich dabei von einer Refl exion über den Aufbau Europas und 
die davon inspirierten spekulativen Debatten aus und versuche, sie zu 
dezentrieren und produktiv zu verunsichern. Im Kontext der »Globalisie-
rung«, die mit brutalen ökonomischen Ungleichheiten, Bevölkerungsver-
schiebungen, Kriegen und Formen der »molekularen« Gewalt (Enzensber-
ger) einhergeht (auch in Europa, wie wir an der jugoslawischen Tragödie 
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gesehen haben), die aber auch Aussichten auf eine Erneuerung des Interna-
tionalismus eröffnet, lässt sich die Frage der Bürgerschaft nicht von einer 
Politik der Zivilität trennen (oder von einer Politik der Gewalt, was in 
umgekehrter Formulierung dasselbe besagt). Wir stoßen jedoch auf eine 
grundlegende methodologische Schwierigkeit. So konfl iktreich und ant-
agonistisch man sich die Globalisierung auch denken mag, sie wird doch 
eher als ein homogener Prozess wahrgenommen, in dem sich »Kräfte« und 
»Akteure« begegnen oder bekämpfen, die allesamt auf derselben Ebene 
angesiedelt sind und ein einziges System von Interaktionen bilden – bis 
dann die Unvorhersehbarkeit ihrer Entwicklung mit ihrer scheinbaren Ir-
rationalität alle Arten von Gespenstern, teufl ischen Mächten und unsicht-
baren Kräften auf den Plan ruft. Diese Alternative schien mir unhaltbar. 
Ich habe deshalb nach einer Analogie auf der Ebene gesucht, die Freud 
»den anderen Schauplatz« nennt. Bekanntlich hat Freud diesen Ausdruck 
von Fechner entlehnt, um ein Modell des psychischen Apparats zu kon-
struieren, in dem sich die Prozesse der Verdrängung und der »Regression« 
oder Wiederkehr des Verdrängten in dreifacher Hinsicht unter ihrem »to-
pischen«, »dynamischen« und »ökonomischen« Aspekt begreifen lassen. 
Festzuhalten ist an dieser Stelle der Gedanke einer grundlegenden Hetero-
genität des politischen Prozesses, orientiert am Modell der Heterogenität 
des psychischen Apparats.

Eine solche Analogie eröffnet allerdings verschiedene Möglichkeiten, 
die ich hier nur grob skizzieren kann. Die erste lenkt unsere Aufmerk-
samkeit auf die riesige Menge von Information, die den kollektiven Akteu-
ren der Weltpolitik nicht zugänglich ist oder ihnen bewusst vorenthalten 
wird. Dass dieses zutiefst antidemokratische Phänomen in einer Epoche, 
die man gern (mit offensichtlicher Ironie) das »Informationszeitalter« 
nennt, erheblich zugenommen hat, ist nur eine scheinbare Paradoxie. Die 
herrschenden Mächte haben gelernt, die alte Praxis der Staatsgeheimnisse 
(arcana imperii) teilweise durch die Manipulation der Masseninformation 
zu ersetzen (der sie auch selbst »aufsitzen« können). Das bedeutet, dass 
grundlegende Bestimmungen unseres Handelns, die von vitaler Bedeutung 
sind, wenn wir uns in den aktuellen Auseinandersetzungen (aus denen wir 
uns nicht »heraushalten« können, die wir aber auch nicht bloß nach rein 
moralischen Kriterien gerecht oder ungerecht fi nden können) als Bürger 
orientieren und engagieren wollen, für uns unsichtbar bleiben – nicht sel-
ten gerade in der umgekehrten Form ihrer medialen »Sichtbarkeit«.

Obwohl dies nicht unbedingt die Bedeutung ist, in der ich den Begriff 
des »anderen Schauplatzes« in den nachfolgenden Versuchen verwende, 
kann ich sie nicht völlig beiseite lassen. Denn diese Situation, für die das 
Tagesgeschehen mehr als genügend Beispiele liefert, führt uns unmittelbar 



11

zu dem Gedanken, dass der andere Schauplatz auch der Schauplatz des 
Anderen ist, auf den wahnhaft die Bilder von Opfern und Tätern extremer 
Gewalt, die Vorstellungen von »Freund« und »Feind«, projiziert werden. 
Geheimnis, Desinformation oder Gegeninformation und wahnhafte Alte-
rität sind gewiss nicht ein und dasselbe. Sie müssen aber eine gemeinsame 
Grundlage und gemeinsame Auswirkungen haben.

Neben dieser (informations)politischen Bedeutung kann der »andere 
Schauplatz« auch eine abstraktere Bedeutung haben, und zwar vom Stand-
punkt der historischen Erklärung. Erinnern wir uns an das, was Marx den 
Revolutionären (und ganz allgemein dem rationalen Denken) empfahl: 
dass man die Erklärung für die Vorgänge auf dem »sichtbaren Schauplatz« 
der Politik, dem der Diskurse und Ideen (oder Ideale), stets woanders zu 
suchen hat, dass man also den »wirklichen Schauplatz« aufdecken soll, 
den der ökonomischen Umwälzungen, gesellschaftlichen Verhältnisse und 
Klassenkämpfe. Der Leser wird feststellen, dass ich meinerseits dazu neige, 
dieses Modell umzukehren – nicht deshalb, weil ich immer noch glaube, 
dass »die Welt von Ideen beherrscht wird«, sondern um zu verdeutlichen, 
dass die »materiellen« Prozesse selbst vom Imaginären bestimmt werden 
und dass man dessen eigentümliche Materialität »aufdecken« muss. Mein 
Anliegen ist, kurz gesagt, das Imaginäre selbst zur »Basis der Basis« zu 
machen, und zwar ausgehend von dem Gedanken, dass alle Kräfte, die 
sich auf dem politisch-ökonomischen Terrain begegnen und bekämpfen, 
gleichzeitig Gruppen oder Gemeinschaften (auch Gemeinschaften von in 
den Krisen völlig vereinzelten Individuen) und infolgedessen durch eine 
imaginäre Identität bestimmt sind, die zwangsläufi g ambivalent ist. Im-
plizit behaupte ich damit nicht etwa, dass die Klassengegensätze und Aus-
beutungsverhältnisse keinerlei Realität haben, ganz im Gegenteil – wohl 
aber behaupte ich, dass sie keine einheitliche »letzte Instanz« beinhalten. 
Der Begriff der geschichtlichen Materialität muss also grundlegend hete-
rogen sein.

Das bringt nun die Gefahr mit sich, dass ich die Politik zwar nicht mit 
den Kommunikationsgesetzen, Verfassungsnormen, Wettbewerbsbestim-
mungen oder, von einem anderen Standpunkt, mit den Maßnahmen der 
»konstituierenden Macht« identifi ziere, dafür aber mit den unbewussten 
Kräften der »Gemeinschaft«. Das ist jedoch nicht unbedingt die Position, 
die ich vertreten wollte. Jener »andere Schauplatz«, der im Zusammen-
treffen der Formen extremer Gewalt zum Vorschein kommt (in der abso-
luten Massenverelendung, in den auf Vernichtung anderer gerichteten oder 
selbstmörderischen Praktiken staatlicher Politik, in den ethnischen und 
religiösen Säuberungen), ist seinem Wesen nach weder im ideologischen 
Imaginären noch im Ökonomischen und in dessen sozialen Konsequenzen 
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zu suchen, sondern darin, dass ihre jeweiligen Logiken und »normalen« 
institutionellen Zusammenhänge gesprengt werden, was zu einem Auf-
lösungseffekt bei den Subjektivitätsformen führt. Auch wenn es zu seiner 
Konstitution unterschiedlicher Orte bedarf, die zunächst geographische 
Orte sind (und den heutigen Aufteilungen der Welt entsprechen, dem 
System ihrer inneren und äußeren »Grenzen«, »Territorien« und »Wan-
derungsbewegungen«), ist der »andere Schauplatz« (oder, wenn man so 
will, das andere Schauspiel), von dem ich spreche, weniger ein konkreter 
oder theoretischer Ort als vielmehr ein bestimmter Moment – jener Mo-
ment der Wahrheit, in dem sich zeigt, dass die Politik selbst, und zwar in 
ihren eigenen Institutionen (und Gegeninstitutionen oder, wie Immanuel 
Wallerstein sagt, in ihren »antisystemischen Bewegungen«), eine Möglich-
keit der Destruktion und Selbstdestruktion in sich trägt.

Diese Feststellung geht über die Alternative von Rationalität und Irra-
tionalität hinaus. Sie widerlegt nicht die Notwendigkeit gemeinsamen 
Handelns, die heute größer denn je ist (sowohl nach der Seite der Eman-
zipation als auch nach der Seite der Veränderung, wie ich in meinem Ein-
leitungskapitel zeige). Sie hebt aber ihre Schwierigkeiten und Ungewiss-
heiten hervor, mithin die damit verbundene Verantwortung, besonders bei 
der Entwicklung und Einführung neuer Gemeinschaftsformen. Keine Ge-
sellschaft kann von vornherein garantieren, »gerecht« zu sein, keine bietet 
die Gewähr, dass sie dem Leben dient und nicht dem Tod, der Zivilisation 
und nicht der Barbarei. Das ist die eigentlich tragische Dimension von 
Geschichte und Politik, die so unterschiedliche Denker wie Thukydides, 
Machiavelli, Spinoza, Freud, Max Weber und Rosa Luxemburg erkannt 
haben – und die auch Marx sah, trotz seiner messianischen Bestrebungen, 
nämlich in seinen hellsichtigsten Momenten oder, wenn man so will, in 
den Momenten des »Zweifels« (nicht an der Notwendigkeit des Kampfes, 
sondern hinsichtlich der »Kräfteverhältnisse«). Dem Leser, der womöglich 
Vergleiche mit früheren Schriften anstellt, sei es unbenommen, an dieser 
Stelle von »Skeptizismus« zu sprechen. Ich lehne diesen Begriff nicht ab, 
im Gegenteil, verbinde ihn aber mehr denn je mit der Idee der Parteinahme 
und des praktischen Engagements, wie dies Gramsci in seiner (von Romain 
Rolland entlehnten) Formel »Pessimismus des Verstandes, Optimismus 
des Willens« ausgedrückt hat. Oder vielmehr mit der umgekehrten For-
mulierung: Wir wissen, dass der Widerstand gegen Unterdrückung, der ge-
meinsame Wunsch nach Würde und Gleichheit, unausrottbar ist, glauben 
aber nicht, dass die Kämpfe, in denen er zum Ausdruck kommt, gegen die 
Formen der Barbarei, gegen die sie sich richten, gefeit sind.
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Drei Begriffe von Politik: Emanzipation, 
Veränderung, Zivilität
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Dialektik (denn eine Dialektik ist es, wenn auch ohne abschließende Syn-
these) ist wahrscheinlich nicht die einzig denkbare. Ihre Namen und Figu-
ren ließen sich auch anders bezeichnen. Ihr Charakter ist nur vorläufi g, sie 
sollen nur bestimmte Unterschiede festhalten. Doch das Prinzip scheint 
mir unumgänglich.

Ich werde versuchen, diese Politikbegriffe unter logischen und unter 
ethischen Gesichtspunkten zu beschreiben, indem ich mich jeweils auf ty-
pische Formulierungen beziehe und die damit verbundenen Probleme um-
reiße. Den ersten Begriff nenne ich Autonomie der Politik, ihm entspricht 
die ethische Figur der Emanzipation. Der zweite Begriff ist die Heterono-
mie der Politik oder eine auf strukturelle und konjunkturelle Bedingungen 
bezogene Politik; ihm entsprechen die (wie wir sehen werden, durchaus 
vielfältigen) Figuren der Veränderung. Ausgehend von bestimmten Apo-
rien des zweiten Begriffs, aber als eine neue Figur eigenen Rechts müs-
sen wir dann einen dritten Politikbegriff einführen, die Heteronomie der 
Heteronomie. Dieser Begriff macht deutlich, dass die Bedingungen einer 
Politik nie die letzte Instanz sind. Im Gegenteil: Determinierend werden 
sie durch die Form, in der sie Subjekte tragen oder von ihnen getragen wer-
den. Die Subjekte aber handeln entsprechend der Identität, die ihnen auf-
gezwungen wird oder die sie sich schaffen. Das Imaginäre der Identitäten, 
Zugehörigkeiten und Brüche ist folglich die Bedingung der Bedingungen; 
sie ist gleichsam jener andere Schauplatz, auf dem die Autonomie- und 
Heteronomieeffekte der Politik erst wirksam werden. Dem entspricht eine 
Politik, die in der Emanzipation ebenso wenig aufgeht wie in der Verände-
rung und deren ethischen Horizont ich als Zivilität bezeichne.
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Autonomie der Politik: die Emanzipation

Die Autonomie der Politik ist nicht die Autonomie des Politischen. Es geht 
weder darum, die Sphäre von Gewalten und Institutionen isoliert zu be-
trachten, noch darum, das Wesen der Gemeinschaft im Ideenhimmel fest-
zumachen. Vielmehr geht es um die Frage, wie sich die Politik defi niert, 
wenn sie sich auf eine Universalität des Rechts bezieht, die man intensiv1 
nennen kann, weil sie ein erklärtes oder unerklärtes Prinzip zum Ausdruck 
bringt: dass die Allgemeinheit (»Volk«, »Nation«, »Gesellschaft« und 
»Staat«, aber auch die »internationale Gemeinschaft« oder die »Mensch-
heit«) als solche nicht existieren und sich damit auch nicht regieren kann, 
solange sie auf der Unterwerfung ihrer Mitglieder unter eine natürliche 
oder transzendente Autorität beruht – das heißt, solange sie auf Diskrimi-
nierung und Zwang beruht.

Im Anschluss an das, was offenbar nicht die einzige, aber doch eine 
entscheidende Äußerung der so verstandenen Politik ist (die »Erklärung 
der Menschen- und Bürgerrechte« von 1798), habe ich an anderer Stelle 
vorgeschlagen, die allgemeine Formulierung, in der sich die zwei in der 
Praxis untrennbaren Seiten dieser Autonomieproklamation miteinander 
verbinden, als den »Satz der Gleichfreiheit (égaliberté)«2 zu bezeichnen: 
Es gibt keine Gleichheit ohne Freiheit und keine Freiheit ohne Gleichheit. 
Gewiss haben die sogenannten bürgerlichen Revolutionen (die allerdings 
in dem von Negri als »konstituierend«3 bezeichneten Moment der Aufl eh-
nung gegen die Despotie und die Privilegien nicht bürgerlich waren) dieser 
Proklamation durch die Verknüpfung mit einer Ideologie der Rückkehr 
zu den verlorenen (sei es natürlichen oder rationalen) Ursprüngen eine be-
sondere Wendung gegeben.4 Aber nichts spricht für die Annahme, dass sie  

1  Im Gegensatz zu den extensiven Universalitäten, die die Menschheit oder ihren 
»überwiegenden« Teil durch ein und dieselbe Autorität, Religion oder Hoffnung 
vereinigen sollen oder auch nur durch einen gemeinsamen way of life.

2  Kurzwort für »gleiche Freiheit«; vgl. Étienne Balibar, »›Menschenrechte‹ und 
›Bürgerrechte‹. Zur modernen Dialektik von Freiheit und Gleichheit«, in: Ders., 
Die Grenzen der Demokratie, Hamburg 1993, S. 99–123. Der Ausdruck geht auf 
die römische aequa libertas zurück und lässt sich bis in die Debatten des heutigen 
Neokontraktualismus verfolgen.

3  Antonio Negri, Il potere costituente, Mailand 1992.
4  »Der Mensch ist frei geboren, und überall liegt er in Ketten«, heißt es bei Rousseau. 

Und in der Erklärung von 1789, in einer heute als performativ zu bezeichnenden 
Form: »Alle Menschen sind frei und mit gleichen Rechten geboren.«
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ausschließlich diesen Revolutionen angehört, und auch nicht dafür, dass 
die aus ihnen hervorgegangenen Systeme und Staaten, die diese Formeln 
in ihre Verfassung eingeschrieben haben, ihre symbolische und praktische 
Wirkung am besten bewahren.

Warum sollten wir dies als eine typische Formulierung der Autonomie 
der Politik ansehen, deren Wahrheit wir heute noch feststellen und deren 
Schwierigkeiten wir ermessen müssen? Ich denke, aus zwei Gründen, die 
sich immer wieder gegenseitig bestätigen. In seiner revolutionären Aus-
sage5 hat der Satz von der gleichen Freiheit eine ganz besondere logische 
Form, die man seit der griechischen Antike als elenchos bezeichnet – als 
eine Selbstwiderlegung seiner Negation. Demnach ist es unmöglich, die 
Vorstellung einer vollkommenen bürgerlichen Freiheit, die auf situations-
bedingten Diskriminierungen, Privilegien und Ungleichheiten beruht, 
konsequent und ohne Selbstwiderspruch aufrechtzuerhalten (oder gar 
zu verwirklichen). Genauso wenig lässt sich eine zwischenmenschliche 
Gleichheit denken oder verwirklichen, die auf einer (und sei es »aufgeklär-
ten«) Despotie oder auf einem Machtmonopol beruht. Die gleiche Freiheit 
ist also unbedingt. Konkret kommt dies allerdings in zwei Konsequenzen 
zum Ausdruck.

Die erste Konsequenz besteht darin, dass die Politik aus der Selbst-
bestimmung des Volkes (demos) hervorgeht – wenn wir die Gesamtheit 
der »freien und mit gleichen Rechten geborenen« Bürger mit diesem Ober-
begriff bezeichnen wollen. Das Volk konstituiert sich in und mittels der 
Durchsetzung seiner Rechte. Unabhängig davon, in welche Bedingungen 
sich die Individuen, die Kollektive und Gemeinschaften, die sich als po-
litische Subjekte erkennen, auch gestellt fi nden mögen und auf welchen 
Ursachen die Einschränkungen von Freiheit und Gleichheit beruhen, gilt: 
Die Einschränkungen sind durch eben diese Tatsache illegitim und ihre 
Abschaffung ist deshalb unmittelbar geboten. Nach der am tiefsten rei-
chenden Interpretation dieser Situation geht es dabei nicht so sehr darum, 
eine äußere Unterdrückungsmacht zu beseitigen, sondern darum, alles 
zu entfernen, was das Volk von sich selbst trennt (von seiner Autonomie 
trennt). Zumindest ist diese Generierung oder Regenerierung des Volkes 
die Voraussetzung dafür, dass es gegenüber jeglicher Form von Herrschaft 

5  Wenn der Satz also nicht durch eine Rangordnung zwischen den beiden Werten 
oder »Prinzipien« (der Freiheit in Gleichheit und der Gleichheit in Freiheit) ein-
schränkend »qualifi ziert« wird, wie dies zum Beispiel bei Rawls der Fall ist, der 
in seiner »Theorie der Gerechtigkeit« – nicht zufällig – die klassische Formel auf-
nimmt, um sogleich festzustellen, dass das erste Prinzip unbedingt und das zweite 
nur bedingt Gültigkeit hat.
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»die Demokratie erringt«. Sie liegt also, wie es Kant in einem berühmten, 
von Paulus inspirierten Text ausdrückte, in seiner eigenen Verantwortung.6 
Daher rührt die enge Verwandtschaft, die in der gesamten Geschichte (zu-
mindest der westlichen Welt) die Politik der Autonomie mit den philoso-
phischen Prinzipien des Naturrechts verbindet.

Die unbedingte Form des Satzes beinhaltet aber noch eine weitere not-
wendige Konsequenz, die man als Reziprozitätsklausel bezeichnen könnte. 
Ich will sie mit der Feststellung zum Ausdruck bringen, dass ein solcher 
Satz ein allgemeines Recht auf Politik impliziert: Niemand kann durch 
eine äußere, einseitige Entscheidung oder durch einen höheren Gnadenakt 
befreit oder gleichgestellt werden – mithin emanzipiert werden –, sondern 
nur in einer Form, die auf Gegenseitigkeit beruht, nämlich durch wechsel-
seitige Anerkennung. Die Rechte, die den Gehalt der gleichen Freiheit aus-
machen und sie verwirklichen, sind defi nitionsgemäß individuelle Rechte, 
Rechte des Einzelnen. Sie können aber nicht gewährt werden, sie müssen 
errungen werden, und sie lassen sich nur gemeinsam erringen. Sie sind 
ihrem Wesen nach Rechte, die sich die Individuen verleihen, Rechte, die 
sie sich wechselseitig garantieren.7 Auf diese Weise gelangen wir von der 
Selbstbestimmung des Volkes zur Autonomie der Politik. Die Autonomie 
der Politik (insofern sie einen Prozess darstellt, der seinen Ursprung und 
sein Ziel nur in sich selbst hat, oder das ist, was man Bürgerschaft nennt) 
lässt sich nicht ohne die Autonomie ihres Subjekts denken, und die wieder-
um ist gleichbedeutend mit der Tatsache, dass das Volk sich selbst »macht«, 
indem die Individuen, die es konstituieren, sich gegenseitig grundlegende 
Rechte verleihen. Eine Autonomie der Politik gibt es nur in dem Maße, 
wie die Subjekte füreinander der Ursprung und der letzte Bezugspunkt der 
Emanzipation sind.

Die Subjekte der so verstandenen Politik sind per defi nitionem Träger 
des Allgemeinen, in das sie sich eingeordnet fi nden. Das bedeutet zunächst, 
dass es von ihnen aktuell beansprucht wird: im jetzigen Augenblick (der, 

6  »Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbst verschuldeten Un-
mündigkeit. Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Lei-
tung eines anderen zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese Unmündigkeit, wenn 
die Ursache derselben nicht am Mangel des Verstandes, sondern der Entschließung 
und des Mutes liegt, sich seiner ohne Leitung eines andern zu bedienen.« (Imma-
nuel Kant, Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung [1783], in: Werkausgabe, 
Bd. XI, Frankfurt am Main 1968, S. 53.)

7  Die Präambel der von Marx 1864 verfassten Statuten der Internationale entspricht 
voll und ganz dieser Auffassung, wenn es heißt, »daß die Emanzipation der Ar-
beiterklasse durch die Arbeiterklasse selbst erobert werden muß« (Marx-Engels 
Werke [zit. MEW], Bd. 16, S. 14).
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wie wir gesehen haben, jederzeit ist; es ist also immer schon an der Zeit, 
sich für die eigene Emanzipation und die der Anderen einzusetzen), und 
dass sie es wirklich beanspruchen, in einem System von staatsbürgerlichen 
Institutionen und Verfahrensweisen, die nichts anderes als die von jedem 
Menschen erlangte Würde repräsentieren. Um Bürger zu sein, genügt es, 
Mensch zu sein, ein Mensch »ohne Eigenschaften«8. Zugleich sind die Sub-
jekte der Politik insofern die Sprecher des Allgemeinen, als sie »sich selbst 
repräsentieren« (was natürlich eine institutionalisierte Machtdelegation 
nicht ausschließt, solange sie kontrollierbar ist und widerrufen werden 
kann).

Wir dürfen aber eines nicht verhehlen: Diese Sätze haben zwar die glei-
che Wirkung wie alle Emanzipationsbewegungen, die bis heute die Ge-
schichte durchziehen, aber sie sind voller Widersprüche und Aporien. Das 
gilt ganz besonders für die Idee, dass man sich selbst repräsentiert und 
gleichzeitig für die Allgemeinheit spricht. Eine Rede ist auch ein Macht-
verhältnis, und die ungleiche Verteilung der Redemöglichkeiten lässt sich 
nicht einfach durch die Anerkennung der Bürgerschaft korrigieren. Es 
gibt aber noch andere Beispiele. Wir müssen also eine innere Dialektik der 
Emanzipation aufzeigen.

Rancière hat in seinem Buch »Das Unvernehmen« ausführlich eine Apo-
rie (er spricht von einem »Skandal des Denkens«) analysiert, die tatsächlich 
zu bestehen scheint und einen wichtigen Aspekt dieser Dialektik darstellt.9 
Er legt dar, dass die rechte Politik, die der egalitären Logik ständig die 
Polizeilogik entgegenstellt (und sich dadurch von der Antipolitik unter-
scheidet, die den umgekehrten Weg beschreitet), nicht in der allgemeinen 
Konsensbildung innerhalb des demos besteht, sondern darin, dass sie einen 
»nicht-teilhabenden Teil« konstruiert (in der antiken Polis die Armen, 
heute Arbeiter, Einwanderer oder Frauen; der Ausdruck bezeichnet aber 
eine Stellung, er lässt sich nicht auf eine bestimmte soziologische Kategorie 
beschränken). Seine Existenz verweist auf einen unüberbrückbaren Streit 
oder auf die Unmöglichkeit, den demos als eine Totalität, als einfache Ver-
teilungs- oder Reziprozitätsbeziehung zu konstituieren.

Aus der Tatsache, dass es demokratische Politik ohne einen solchen 
Streit nicht gibt, ließe sich aus meiner Sicht allerdings der Schluss ziehen, 
dass sie überhaupt nicht existiert. Die »Nicht-Teilhabenden« (oder Eigen-
tumslosen10, die im allgemeinsten Sinne des Wortes »Enteigneten«) können 

 8  Im Original deutsch (A. d. Ü.).
 9  Jacques Rancière, Das Unvernehmen. Politik und Philosophie, Frankfurt am 

Main 2002.
10  Im Original deutsch (A. d. Ü.).
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weder Subjekte der Politik sein – das würde zum Beispiel voraussetzen, 
dass sie sich zur Erringung der Gleichheit organisieren, indem sie sich als 
das potentielle Ganze der staatsbürgerlichen Menschheit betrachten –, 
noch können sie Subjekte in der Politik sein, denn dann müssten sie sich 
Zugang zu den Institutionen verschaffen, indem sie ihre Stimme erheben 
und das ihnen zugefügte Unrecht anprangern. Sie müssten, mit anderen 
Worten, eine Öffentlichkeit herstellen, aus der sie ausgeschlossen sind, die 
aber ohne sie nicht existiert. Die »Nicht-Teilhabenden« in diesem radika-
len Sinne können weder Teil noch Ganzes sein. Ihre Existenz ist nicht nur 
die Bedingung der Möglichkeit von Politik, sondern auch die Bedingung 
ihrer Unmöglichkeit.

Man könnte aber auch fragen, wie diese Aporie sich historisch entwi-
ckelt. Die Antwort lautet, dass sie sich verschiebt – hin zu dem, was Ran-
cière (ebenda, S. 50) provozierend und auch etwas polemisch »das Pathos 
des universellen Opfers« nennt. Das konstituiert wohl dialektisch den Pro-
zess, durch den die Autonomie zu einer wirksamen Politik der Emanzipa-
tion wird. Diese scheint mir nicht allein in ihrer ursprünglichen Äußerung 
zu liegen, die das Recht auf Nicht-Ausgrenzung erklärt, sondern in dem, 
was sie im Nachhinein mit sich bringt, und zwar durch eine weitere Ne-
gation. Die Autonomie wird zu einer Politik, wenn sich herausstellt, dass 
ein »Teil« der Gesellschaft (also der Menschheit) von Rechts wegen oder 
unrechtmäßig vom allgemeinen Recht auf Politik ausgeschlossen ist (und 
sei es in der Form eines einfachen, aber schon alles besagenden Gegen-
satzes von »Aktiv-« und »Passivbürgern«, das heißt Mündigen und Un-
mündigen). Dieser Part (der zwangsläufi g zu einer Partei wird: zur Partei 
des Allgemeinen oder zur Partei der Abschaffung der Partikularismen und 
Klassen) stellt sich nicht nur als der aktivste Fürsprecher der Bürgerschaft 
dar, sondern als die Fraktion, die ihre eigene Emanzipation zum Kriterium 
der allgemeinen Emanzipation machen kann (und deren weitere Knech-
tung und Entfremdung hat zwangsläufi g die Unfreiheit aller zur Folge). 
Ebendies hat sich bekanntlich sukzessive oder simultan im Diskurs und 
in der politischen Praxis der Proletarier, der Frauen, der kolonisierten und 
versklavten farbigen Völker und der sexuellen Minderheiten dargestellt. 
Diese Beispiele machen hinreichend deutlich, dass die Geschichte der 
Emanzipation in Wirklichkeit weniger die Geschichte der Einforderung 
vorenthaltener Rechte ist als vielmehr die Geschichte des echten Kampfes 
um den Genuss von verbrieften Rechten. Wenn dem aber so ist, dann ist 
der Kampf gegen die Verweigerung der Bürgerschaft11 die Seele der Politik 

11  Und damit auch gegen die Verweigerung der Menschlichkeit, denn die Ver-
weigerung der Bürgerschaft wird stets mit dem Hinweis auf einen diskriminie-
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weder Subjekte der Politik sein – das würde zum Beispiel voraussetzen, 
dass sie sich zur Erringung der Gleichheit organisieren, indem sie sich als 
das potentielle Ganze der staatsbürgerlichen Menschheit betrachten –, 
noch können sie Subjekte in der Politik sein, denn dann müssten sie sich 
Zugang zu den Institutionen verschaffen, indem sie ihre Stimme erheben 
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Worten, eine Öffentlichkeit herstellen, aus der sie ausgeschlossen sind, die 
aber ohne sie nicht existiert. Die »Nicht-Teilhabenden« in diesem radika-
len Sinne können weder Teil noch Ganzes sein. Ihre Existenz ist nicht nur 
die Bedingung der Möglichkeit von Politik, sondern auch die Bedingung 
ihrer Unmöglichkeit.

Man könnte aber auch fragen, wie diese Aporie sich historisch entwi-
ckelt. Die Antwort lautet, dass sie sich verschiebt – hin zu dem, was Ran-
cière (ebenda, S. 50) provozierend und auch etwas polemisch »das Pathos 
des universellen Opfers« nennt. Das konstituiert wohl dialektisch den Pro-
zess, durch den die Autonomie zu einer wirksamen Politik der Emanzipa-
tion wird. Diese scheint mir nicht allein in ihrer ursprünglichen Äußerung 
zu liegen, die das Recht auf Nicht-Ausgrenzung erklärt, sondern in dem, 
was sie im Nachhinein mit sich bringt, und zwar durch eine weitere Ne-
gation. Die Autonomie wird zu einer Politik, wenn sich herausstellt, dass 
ein »Teil« der Gesellschaft (also der Menschheit) von Rechts wegen oder 
unrechtmäßig vom allgemeinen Recht auf Politik ausgeschlossen ist (und 
sei es in der Form eines einfachen, aber schon alles besagenden Gegen-
satzes von »Aktiv-« und »Passivbürgern«, das heißt Mündigen und Un-
mündigen). Dieser Part (der zwangsläufi g zu einer Partei wird: zur Partei 
des Allgemeinen oder zur Partei der Abschaffung der Partikularismen und 
Klassen) stellt sich nicht nur als der aktivste Fürsprecher der Bürgerschaft 
dar, sondern als die Fraktion, die ihre eigene Emanzipation zum Kriterium 
der allgemeinen Emanzipation machen kann (und deren weitere Knech-
tung und Entfremdung hat zwangsläufi g die Unfreiheit aller zur Folge). 
Ebendies hat sich bekanntlich sukzessive oder simultan im Diskurs und 
in der politischen Praxis der Proletarier, der Frauen, der kolonisierten und 
versklavten farbigen Völker und der sexuellen Minderheiten dargestellt. 
Diese Beispiele machen hinreichend deutlich, dass die Geschichte der 
Emanzipation in Wirklichkeit weniger die Geschichte der Einforderung 
vorenthaltener Rechte ist als vielmehr die Geschichte des echten Kampfes 
um den Genuss von verbrieften Rechten. Wenn dem aber so ist, dann ist 
der Kampf gegen die Verweigerung der Bürgerschaft11 die Seele der Politik 

11  Und damit auch gegen die Verweigerung der Menschlichkeit, denn die Ver-
weigerung der Bürgerschaft wird stets mit dem Hinweis auf einen diskriminie-
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der Emanzipation. Allerdings vollzieht sich dies nicht ohne Komplikatio-
nen und letzten Endes nicht ohne eine tiefgreifende Ambivalenz.

Ambivalenz auf Seiten der Beherrschten, der von der Politik Ausge-
schlossenen: Sie beanspruchen ihre jeweilige Emanzipation als Bedingung 
und Beweis für die Emanzipation aller, indem sie sich auf die Wahrheit des 
Satzes von der gleichen Freiheit berufen und dessen Gültigkeit eben da-
durch bestätigen. Zu diesem Zweck müssen sie sich als das Volk des Volkes 
präsentieren oder auch – in der zeitweiligen Terminologie von Marx – als 
die allgemeine Klasse, die klassenlose Klasse, deren gesamtes Wesen gera-
de in ihrer Entfremdung liegt, als Kehrseite der Reziprozität (der »freien 
Assoziation aller«, der »Gemeinschaft der Gleichen«) und damit als unbe-
dingter Anspruch auf deren Verwirklichung. Kurz gesagt: Weil die Auto-
nomie der Politik zunächst als eine Negation in Erscheinung tritt, muss die 
Politik der Autonomie ihrerseits als Negation der Negation und damit als 
ein Absolutum auftreten. Die Idealisierung der Politik und ihrer Subjekte 
ist das Gegenstück der sie begründenden Idealität (ohne die sie keine prak-
tische Realität hätte). Und üblicherweise drückt sich diese Idealisierung 
durch Benennungen aus, in Leitbegriffen, deren imaginäre Aufnahmefä-
higkeit umso größer ist, als sie anfangs eine radikale Negativität zum Aus-
druck brachten, nämlich die Ablehnung der substantiellen Vorstellungen 
von »Politikfähigkeit«. Ein solcher Begriff ist natürlich Volk, ebenso Pro-
letariat (das Volk des Volkes par excellence in der modernen Geschichte), 
Frau und Ausländer könnten vielleicht auch bald dazugehören.

Vom Standpunkt der Herrschenden hat die Ambivalenz aber noch einen 
weiteren Aspekt. Wir können uns hier an Nietzsches Formulierung ori-
entieren, dass jede demokratische Politik eine »Sklavenmoral« zum Aus-
druck bringt. Das Entscheidende dabei ist nicht die konterrevolutionäre 
Stigmatisierung einer Politik für die Massen und durch die Massen, auch 
nicht die entsprechende Idealisierung des Übermenschen, sondern seine 
Analyse und Genealogie, die den Mechanismus der Hegemonie- und Kon-
sensbildung offen legen. Ich erlaube mir die folgende, sehr weit gehende 
Interpretation: Die Herrschaft einer bestehenden Ordnung beruht zwar, 
wie Marx im Anschluss an Hegel sagt, auf der ideologischen Verallgemei-
nerung ihrer Prinzipien, doch entgegen der Auffassung von Marx können 
die »herrschenden Ideen« nicht die der »herrschenden Klasse« sein. Sie 
müssen die Ideen »der Beherrschten« sein: die Ideen, die deren theoreti-

renden anthropologischen Unterschied begründet, der im Namen menschlicher 
Gattungsmerkmale der Allgemeinheit entgegengesetzt werden kann (mütterliche 
Funktion, rassische oder geistige Minderwertigkeit, vorgebliche Unassimilier-
barkeit oder Abnormität etc.).
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sches Recht auf Anerkennung und Gleichberechtigung ausdrücken. Oder 
noch genauer: Im Diskurs der hegemonialen Herrschaft muss es möglich 
sein, vom Standpunkt einer faktisch bestehenden Diskriminierung an eine 
rechtmäßige Gleichheit zu appellieren, und zwar dergestalt, dass diese 
Prinzipien dadurch nicht nur nicht erschüttert, sondern umgekehrt be-
kräftigt werden und den ewigen Beweis ihrer Absolutheit liefern – inso-
fern sie gerade die Berufungsinstanz gegen ihre mangelhafte Anwendung 
darstellen. Alle Proteste können damit zur Legitimation werden. Denn 
angesichts der Ungerechtigkeit der bestehenden Ordnung appellieren sie 
nicht an das Heterogene, sondern an die Identität der Prinzipien. Dies 
wäre aber letzten Endes nicht möglich, würden die allgemeinen Prinzipien 
nicht entsprechend der Auffassung von Nietzsche (für den es sich dabei 
um ein grundlegendes Manko handelt) das Recht der Beherrschten zum 
Ausdruck bringen und zum Kriterium ihrer Emanzipation werden. Die 
Institution der Politik muss sich deshalb im Grunde nur als das »Recht 
der Ausgegrenzten« artikulieren, damit unter bestimmten Bedingungen 
die Möglichkeit einer Heiligung des Bestehenden oder eines Konsenses 
auftaucht. Und diese Ambivalenz kann wie die zuvor genannte so lange 
nicht verschwinden, wie die Politik die menschliche Emanzipation und die 
Bürgerschaft zum Leitbegriff hat. Mit anderen Worten, sie kann niemals 
verschwinden. Man könnte es in der Tat auch so sehen, dass die Politik ein-
fach eine Praxis ist, die sich mit solchen Ambivalenzen herumschlägt. Die 
Frage aber lautet, ob Autonomie immer noch der ihr gemäße Begriff ist.
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